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Vorbemerkung 

Am Dienstag, den 8. September 1992, tritt der Hamburger Politologie-
Professor  Winfried Steffani  nach 37-jähriger Mitgliedschaft aus der CDU aus, 
weil am Tag zuvor das CDU-Bundesparteigericht seine Forderung nach 
Offenlegung  der Mitgliederlisten auf Ortsverbandsebene für interessierte 
Parteiangehörige nach nichtöffentlicher  Verhandlung abgelehnt hatte1. 
Steffani  hatte Einsicht in die Mitgliederlisten verlangt, weil er nicht nur mit 
den ca. 5 % der in den Versammlungen anwesenden Mitgliedern 
kommunizieren wollte, sondern auch mit denjenigen, die nicht aktiv waren. 
Das Bundesparteigericht der CDU führte in seiner Entscheidung dazu letzt-
instanzlich aus, daß politische Parteien keine Dienstleistungsorganisationen 
seien und Datenschutz deshalb höher zu bewerten sei als die Forderung nach 
Transparenz2. Eine Überprüfung  dieser Entscheidung durch ein unabhängiges 
Zivilgericht wäre möglich, wenngleich sich der Prüfungsumfang  gegenüber 
Parteigerichtsentscheidungen nach ständiger Rechtsprechung wegen des 
Vereinsstatus der Parteien auf die formelle Rechtmäßigkeit der Ent-
scheidungen beschränkt. Durch Steffanis  Austritt ist jedoch seine Prozeß-
führungsbefügnis  im Streit über Rechte, die nach heutigem Rechtsverständnis 
nur Parteimitgliedern zustehen, entfallen. 

Der Fall Steffani,  in dem es um die Reichweite des innerparteilichen Demo-
kratiegebotes ging, ist exemplarisch für das Verständnis der Parteien von 
Offenheit.  Die Parteien halten ihre Mitgliederlisten unter Verschluß, auch für 
Parteimitglieder mit einem sachbezogenen Interesse, sie richten selbst über die 
Grenzen ihrer Pflicht zur Offenheit  unter Ausschluß der Öffentlichkeit  und 
bleiben dabei unkontrolliert von unabhängigen Instanzen. Auch die Folge 
solchen Demokratieverständnisses wird sichtbar: Parteiaustritt und Verwei-
gerung. Die vorliegende Arbeit befaßt sich mit den Transparenzerfordernissen 
von politischen Parteien. Dabei steht das der innerparteilichen Demokratie 
vorgelagerte und auf diese einwirkende demokratische Transparenzgebot aus 
Art. 20 Abs. 2 GG im Vordergrund. Es wird hergeleitet, daß und in welchem 
Umfang den politischen Parteien eine Verpflichtung zur Offenheit  erwächst. 

1 FAZ v. 9. September 1992. 
2 Beschluß des CDU-Bundesparteigerichts, CDU-BPG 5/91(R) v. 7. Sept. 1992; s. a. 

Steffani,  Parteimitgliedschaft  als Geheimsache?, in: Merkur 7/1993, S. 586(589). 



Einleitung 

Die Krit ik an den politischen Parteien ist so alt wie diese selbst3. Die 
skeptische bis ablehnende Haltung gegenüber den politischen Parteien hat in 
Deutschland mehr als in anderen Ländern Tradition. Ihren Ursprung findet sie 
bereits im Kaiserreich. Doch seitdem die Parteien durch Art. 21 Abs. 1 GG 
einen festen Platz im Verfassungsgefüge  der Bundesrepublik gefunden haben, 
hat sich die Richtung der Krit ik geändert. 

In der Kaiserzeit, der Weimarer Republik sowie in den Einparteien-Dikta-
turen der NSDAP und der SED in Deutschland wurde das Mehrparteien-
system, freilich mit unterschiedlichen Mitteln und Intensitäten, von den 
Machthabern kritisiert, weil es ihre Position durch Demokratisierung be-
drohte4. 

Dagegen macht die Kritik an den politischen Parteien in der sogenannten 
Parteiendemokratie der Bundesrepublik, die sich seit Mitte der 60er Jahre arti-
kuliert, einen Mangel an innerparteilicher Demokratie sowie eine Überprä-
senz der etablierten Parteien im Staat geltend. 

Anfang der 90er Jahre hat sich die Kritik an den Parteien verschärft.  In der 
Öffentlichkeit  fanden besonders die Untersuchung von Erwin K. und Ute 
Scheuch5 über den Parteienfilz und die daraus folgende mangelhafte Auslese 
politischer Eliten sowie die Äußerungen des ehemaligen Bundespräsidenten 
Richard von Weizsäcker in einem Interview6 zu den Fehlentwicklungen in der 

3 Zur Geschichte der Parteienkritik in Deutschland s. Stöss,  Parteikritik und Partei-
verdrossenheit, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Β 21/1990, S. 15(15-21). 

4 Leibholz  DVB11951, 1, erklärt den Widerstand der Parlamentarier in der Kaiser-
zeit mit deren Angst, durch die Parteien ihren unabhängigen Status zu verlieren. 

3 Zunächst als Gutachten im Auftrag der Wirtschaftsvereinigung  der CDU - Nord-
rhein-Westfalen 1991 unter dem Titel "Parteien und Politiker in der Bundesrepublik 
(alt) heute" und im Apri l 1992 ausgearbeitet als Buch unter dem Titel "Cliquen, 
Klüngel und Karrieren" erschienen. 

6 Richard von Weizsäcker im Gespräch mit G. Hofmann  und Perger,  Frankfurt/Main 
1992; Auszüge veröffentlicht  in DIE ZEIT, "Wo bleibt der politische Wille des 
Volkes", v. 19. Juni 1992, S. 3; kritisch dazu Jäger  "Sehnsucht nach der goldenen 
Demokratie", FAZ v. 19. Oktober 1992, S. 9; aus den Parteien kam ein vielschichtiges 
Echo, nachdem sich die Äußerungen von v. Weizsäcker nicht mehr pauschal abweisen 
ließen, wie es anfangs Strategie war, s. dazu "Aus allen Parteien Krit ik an Weiz-
säcker", FAZ v. 20. Juli 1992. Die Reaktion der Politiker reichte von selbstgefälligen 
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Parteiendemokratie weitgehende Beachtung. Auch die von Hans Herbert von 
A r n i m an das L icht der Öffentl ichkeit  gebrachte Diäten- und Versorgungs-
praxis der Poli t iker hat die krit ische Diskussion angeregt7. I n den deutschen 
Zeitungen scheint seitdem die Feststellung, daß die polit ischen Parteien Selbst-
bediener zum eigenen Machterhalt sind, ein Gemeinplatz zu sein8. Der 
Polit ikerelite w i rd allgemein eine "Absahnermentalität" vorgeworfen 9, erlernt 
i n jahrelangem Dienst für Partei und Staat. 

Die häufig pauschale K r i t i k an den Parteien und ihren Pol i t ikern ist nicht 
immer gerechtfertigt  und wenig hilfreich, wenn sie die Parteien i n Bausch und 
Bogen verdammt. Sie ist obsolet, wenn sie außer acht läßt, daß das "ob" eines 
Staates mi t Parteien heute nicht mehr zur Disposit ion steht. A l le westlichen 
Demokratien sind Parteiendemokratien und eine der ersten Forderungen der 
osteuropäischen Bürgerbewegungen Ende der 80er Jahre war die nach der 
Schaffung  eines Mehrparteiensystems. Die pauschale K r i t i k ist auch gefähr-
l ich, wenn dabei ein seit Beginn des parlamentarischen Systems i n Deutsch-
land gepflegtes antidemokratisches und irrationales Ressentiment gegen po-

Lobeshymnen auf die eigenen Leistungen etwa von Bundeskanzler Kohl,  "Die Parteien 
in der freiheitlichen Bürgergesellschaft",  Welt am Sonntag v. 19. Juli 1992; Bundes-
minister Blüm,  "Die Macht des Staates - Ein deutsches Tabu", FAZ v. 20. August 1992 
mit treffender  Replik von Adam,  "Ich kenne nur noch Parteien", FAZ v. 3. September 
1992; Ministerpräsident Lafontaine,  "Sündenböcke werden in Krisenzeiten ausge-
macht", Saarbrücker Zeitung v. 22. Oktober 1992; oder Scharnagl,  "Autorität und 
Pflicht", Bayern-Kurier v. 27. Juni 1992; bis zu selbstkritischen Analysen etwa von 
MdB Thierse,  "Wir brauchen die Einsicht in die Grenzen der Politik", FR v. 11. Juli 
1992; Bundesminister Rüttgers,  "Parteien sollen Bürgern nicht alles abnehmen", Inter-
view in Rheinische Post v. 27. Oktober 1992; oder der seit jeher parteienstaats-
kritischen Hamm-Brücher,  "Die Bürgergesellschaft  ist gefordert",  DIE ZEIT v. 17. Juli 
1992; von einigen wurde versucht, durch eine Diskussion über die allgemein-
politischen Kompetenzen des Bundespräsidenten von einer Auseinandersetzung mit 
den Äußerungen v. Weizsäckers abzulenken, etwa Schneider,  "Integrieren und Provo-
zieren", SZ v. 31. Oktober 1992. 

7 v. Arnim,  Die finanziellen Privilegien von Ministern in Deutschland, Karl-Bräuer-
Institut des Bundes der Steuerzahler, Wiesbaden 1992; ders.,  "Verdienen Politiker, was 
sie verdienen?", FAZ v. 16. Juni 1992, S. 35. 

8 So zum Beispiel: Leicht,  DIE ZEIT v. 19. Juni 1992, S. 1; Busche, SZ v. 26. Mai 
1992, S. 4; Heigert,  SZ v. 27./28. Juni 1992, S. 10; Bielicki,  Deutsches Allgemeines 
Sonntagsblatt v. 10 Apri l 1992, S. 1; Großkopff  Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt 
v. 10. Apri l 92, S. 1 und 5. Juni 92; DER SPIEGEL Nr. 16/92, 13. Apri l 1992 (Titel). 

9 Im Meinungsreport der Sendung "Report" v. 20. Juli 1992 (21:20h) stimmten 68 % 
der repräsentativ Befragten dem Satz zu, "Politiker sehen nur ihren Vorteil und die Ge-
sellschaft als Selbstbedienungsladen". 

2 Reichel 


